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Die regelmässigen Treffen der Führungsgremien des Beamtenbund
Baden-Württemberg (BBW) und Öffentliches Personal Schweiz (ZV)
haben Tradition. Wann immer möglich treffen, sich die Gremien
auf  jährlicher  Basis,  um  sich  über  gewerkschaftliche  und
personalrechtliche  Themen  im  öffentlichen  Dienst
auszutauschen.  Es  geht  darum,  voneinander  zu  lernen,
Erfahrungen weiterzugeben und Lösungen für anstehende Probleme
zu suchen – im beiderseitigen Interesse. Der Blick über die
Grenze ist dabei wertvoll.

Berufsbeamtentum  vs.  flexibilisierter  Dienst  nach
schweizerischem  Muster
Treffpunkt für das diesjährige Seminar am 19. und 20. März
2026 war Karlsruhe. Zwei Schwerpunkte waren gesetzt:

– Vorstellung der Entwicklung der Deutschen Rentenversicherung
anlässlich  des  Jubiläums  des  deutsch-schweizerischen
Sozialversicherungsabkommens (Vortrag durch Jörg Feuerbacher)

– Beamtenberuf im Wandel. Den öffentlichen Dienst beschäftigen
moderne  Strukturen,  digitale  Prozesse,  attraktive
Arbeitsbedingungen (Wochenarbeitszeit, Lebensarbeitszeitkonto,
Vereinbarkeit  von  Familie  und  Beruf),  damit  der
Generationenwechsel gelingt. Das Berufsbild hat sich durch die
Digitalisierung,  den  Fachkräftemangel  und  das  «laufende
Krisenmanagement» in der Vergangenheit grundlegend gewandelt –
so der BBW. Der BBW hält zur Sicherstellung der öffentlichen
Dienstleistungen im Bereich der Sicherheit und Ordnung sowie
Verwaltung das Berufsbeamtentum mit lebenslanger Ernennung für
unverzichtbar  und  beruft  sich  dabei  auf  Artikel  33  des
Grundgesetzes.  Dieser  Artikel  bildet  einen  bedeutenden
Grundpfeiler des deutschen Staatsorganisationsrechts.
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In der Schweiz war der Beamtenstatus traditionell auf eine
maximal  vierjährige  Amtsdauer  beschränkt,  ein  rechtlich
abgestütztes lebenslanges Beamtenverhältnis gab es nie. Für
Öffentliches Personal Schweiz ist die grundsätzlich bis zur
Pensionierung  dauernde  Verbeamtung  (Berufsbeamtentum)  mit
nachfolgender  Alimentation  durch  den  Arbeitgeber  deshalb
nicht, was sich in der Schweiz nur annähernd erreichen liesse,
weshalb dies nicht als anstrebenswert gesehen wird.

Nach  den  beiden  Vorträgen  folgte  die  Diskussion  und
Auseinandersetzung zum Thema. Intensiv waren die Diskussionen
im  Bereich  des  Berufsbeamtentums.  Die  Schweizer  Delegation
zeigte auf, dass sich im Unterschied zu vielen europäischen
Staaten in der Schweiz keines starken Berufsbeamtentums mit
lebenslanger Ernennung durchsetzen konnte; stattdessen wurden
Staatsbedienstete  traditionell  für  eine  feste  Amtsdauer
gewählt (zunächst drei, später dann meist vier Jahre). Formal
endete das Dienstverhältnis nach jeder Amtsperiode und musste
erneuert werden, auch wenn Wiederwahlen in der Praxis häufig
automatisch erfolgten.
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Diese  Konstruktion  verband  zwei  gegensätzliche  Ziele:  Die
Stabilität  der  Verwaltung  einerseits,  politische  und
demokratische Kontrolle auf der anderen Seite. Dies war auch
die Folge eines in der Schweiz stark liberal-republikanischen
politischen  Denkens,  das  eine  dauerhafte  und  autonome
Beamtenelite äusserst skeptisch betrachtete. Mit befristeten
Amtsdauern  wollte  man  sicherstellen,  dass  staatliche  Macht
periodisch überprüft werden kann, quasi eine Gewaltenteilung
in der Zeit.

Hinzu kam, dass in der Schweiz viele öffentliche Funktionen
wahlförmig  organisiert  waren,  nicht  nur  Parlamente  und
Regierungen wurden und werden gewählt, sondern auch Richter,
Lehrer sowie höhere qualifizierte Verwaltungsbeamte. Die Wahl
auf Amtsdauer sollte sicherstellen, dass auch die Verwaltung
indirekt demokratisch legitimiert bleibt.

Die  Amtsdauer  sollte  immerhin,  jedenfalls  für  vier  Jahre,
sicherstellen,  dass  für  den  Arbeitgeber  eine  gewisse
Planungssicherheit  besteht,  die  Kontinuität  der  Verwaltung
sichergestellt  ist  und  ein  Schutz  vor  politischer
Einflussnahme besteht. In dieser Hinsicht, so die deutschen
Kollegen, erfüllt die Amtsdauer eine ähnliche Funktion wie die
Wahl auf Lebenszeit im deutschen Beamtentum, allerdings mit
einer wesentlich stärkeren politischen Kontrolle.

 



Berufsbeamten  konnte  sich  in  Deutschland  halten,  in  der
Schweiz wurde zusätzlich die Amtsdauer abgeschafft
In Deutschland konnte sich das Berufsbeamtentum halten, obwohl
es auch heute immer wieder erheblich unter Druck steht und
sich legitimieren muss.

In  der  Schweiz  konnte  sich  nicht  einmal  die  vierjährige
Amtsdauer halten (von wenigen Funktionen einmal abgesehen).
Die  Gründe  hierfür:  Mit  dem  Aufkommen  des  New  Public
Management  wurde  eine  weitgehende  Flexibilisierung  der
öffentlichen Verwaltung verlangt – und angefangen wurde mit
der  Flexibilisierung  der  Beamtenverhältnisse.  Um  diesen
Standpunkt zu begründen, wurden zahlreiche Ungleichheiten und
Defizite geltend gemacht, die dringend zu beseitigen seien:
Ungleiche  Kündigungsfristen,  automatische  Wiederwahlen  ohne
effektive  demokratische  Kontrolle,  Hybridisierung  der
Personalstruktur  (neben  den  Amtsdauern  bestanden
Dienstverhältnisse  mit  ordentlichen,  kurzen
Kündigungsfristen),  komplizierte  Personalregeln,  zahlreiche
teure Fehlentscheidungen bei unrechtmässiger Entlassung eines
Beamten  mit  Amtsdauer.  Folge  dieser  Entwicklung  war  die
weitgehende Gleichstellung des öffentlichen Dienstes mit den
Kolleginnen und Kollegen in der Privatwirtschaft.

Kaum Einfluss auf die Sicherheit am Arbeitsplatz
Die Delegation von Öffentliches Personal Schweiz sieht diese
Entwicklung,  im  Nachhinein  entspannt.  Sie  hat  nicht  dazu
geführt,  dass  der  öffentliche  Dienst  wenig  verdient,
schlechter  gestellt  ist  als  vor  der  Abschaffung  des
Beamtenstatus,  oder  dass  die  Sicherheit  am  Arbeitsplatz
gelitten  hätte.  Ganz  im  Gegenteil,  man  kann  den  Eindruck
gewinnen, dass die Flexibilisierung sich durchaus auch positiv
auf die Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst ausgewirkt hat,
indem  tendenziell  steigende  Löhne  zu  beobachten  sind  –
teilweise eine Folge des bestehenden Fachkräftemangels.



Auch die Freiheit der Mitarbeitenden insgesamt betrachten die
Schweizer  Kollegen  als  positiv  und  gegeben,  da  sich  der
Einzelne aus dem öffentlichen Dienst verabschieden und sein
Pensionskassenvermögen  mitnehmen  kann,  um  andernorts  wieder
neu anzufangen. Im öffentlichen Dienst in Deutschland verfügt
das Berufsbeamtentum über keine eigene Pensionskasse, sondern
die Beamtinnen und Beamten werden bis zu ihrem Ableben vom
Staat alimentiert (dieses Recht findet aber seine Entsprechung
in tieferen Löhnen während der aktiven Arbeitsphase). Es gibt
zwar auch für austretende Beamte Ersatzlösungen; ob diese zur
gleichen Freiheit für den Einzelnen wie in der Schweiz führen
oder  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  zu  vergleichbaren
Ergebnissen,  wird  an  einer  nächsten  Veranstaltung  zu
diskutieren  sein.

Bundesverfassungsgericht
Es wurde nicht nur diskutiert. Der BBW hatte ein äusserst
attraktives  Folgeprogramm  vorgesehen:  die  Besichtigung  und
Führung  durch  das  deutsche  Bundesverfassungsgericht.  Die
oberste  Hüterin  des  deutschen  Grundgesetzes  ist  eine
Institution,  die  in  der  deutschen  Gerichtswelt  nicht
wegzudenken ist und für das Staatswesen von grosser Bedeutung
ist.

Die Führung war ausserordentlich interessant, engagiert und
lebhaft.  Man  durfte  erkennen,  dass  der  Zugang  zu  diesem
höchsten  Gericht  durchaus  auch  vom  einfachen  Bürger  ohne
anwaltliche Begleitung möglich ist und erfolgreich sein kann.
«Wir  schauen  jede  Beschwerde  genau  an,  egal  wer  sie
geschrieben hat», so das Bundesverfassungsgericht. Und dank KI
sei es so, dass diese Laienbeschwerden durchaus qualifiziert
begründet  seien  –  allerdings  genügen  auch  einfache
Beschwerden, wenn man erkennen kann, um was es der Person
geht.



Beste Stimmung
Das  Treffen  war  einmal  mehr  von  Herzlichkeit,  bester
Kollegialität  und  qualifiziertem  Meinungsaustausch  geprägt.
Man darf sich bereits heute auf das nächstjährige Seminar
freuen – ein toller Austausch mit geschätzten Kolleginnen und
Kollegen.

Da es bei der Arbeit im politischen Raum für die Beschäftigten
im öffentlichen Dienst beider Länder erhebliche Schnittmengen
gibt, werden der Kontakt und der Gedankenaustausch zwischen
BBW und ZV Öffentliches Personal Schweiz schon über viele
Jahre hinweg gepflegt und auch in Zukunft weitergeführt.


